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Die staatlichen 
Geldvernichter

Eigentlich sind Steuersenkungen 
ja eine feine Sache; wer zahlt schon 
gerne mehr als unbedingt nötig? 
Aber so, wie das Thema von unseren 

Politikern seit Jahren behandelt wird, ist es nur noch 
ärgerlich. Die FDP, darauf bedacht, ihre Klientel zu 
bedienen, fordert unablässig Steuersenkungen. Die 
Union ist mal strikt, mal weniger strikt dagegen, dann 
wieder ein bisschen dafür – je nachdem, woher der 
Wahlumfragen-Wind gerade weht. Stand gestern: Man 
ist jetzt mal dafür und senkt die Steuern so, dass jeder 
von uns ein paar Euro im Jahr spart.
Dabei weiß jeder, dass für Steuergeschenke in Zeiten 
kollabierender Staaten und Mega-Rettungsschirmen 
eigentlich gar kein Spielraum ist. Es sei denn, Politik 
und öffentliche Verwaltung würden sorgfältiger mit 
unserem Geld umgehen. Denn just gestern rechnete 
der Bund der Steuerzahler wieder einmal vor, dass der 
heillos verschuldete Staat durch pure Konzeptlosigkeit 
und Schlamperei Milliarden zum Fenster rausschmeißt.
Mit diesen Milliarden könnte man schmerzfrei 
Steuern senken und vielleicht sogar noch die Griechen 
retten. Unsere staatlichen Geldausgeber müssten ein-
fach nur endlich ihren Job ordentlich machen.

Jürgen Eisenbrand: Der stv. 
Che� edakteur über Steuerge-
schenke und -verschwendung

MAGARETE BAUSE
Grüne will jetzt mitregieren
MÜNCHEN Nach 25 Jahren in 
der Opposition wollen’s die 
Grünen in Bayern nun wissen: 
Ab 2013 wollen sie zum ersten 
Mal Regierungsverantwortung 
übernehmen. „Jetzt ist es an 
der Zeit, dass wir Grüne in 
Bayern mitregieren“, forderte 
Fraktions-Che� n Margarete Bau-
se (52, Foto) mit Blick auf die 
nächste Landtagswahl. „Bayern 
ist in Zukun�  dann erfolgreich, 
wenn die Grünen in Bayern 
erfolgreich sind.“ Rückblickend 
zeigte sich Co-Chef Martin Runge zu� ieden mit der grünen Oppo-
sitionsarbeit: „Wir haben viel erreicht. Bayern ist ökologischer, 
demokratischer und welto� ener geworden.“ Die Grünen zogen erst-
mals 1986 unter dem Eindruck der Tschernobyl-Katastrophe mit 7,5 
Prozent der Stimmen in den bayerischen Landtag ein.

CLAUDIA GRAU
Plötzlich Bürgermeisterin?

NÜRTINGEN Im deutschen Süd-
westen regt sich Widerstand! 
Die Schwaben proben, was poli-
tisch möglich ist. Nach Stuttgart 
21 wird nun sogar eine Bürger-
meisterwahl zur Polit-Posse! In 
Nürtingen (40.000 Einwohner) 
bei Stuttgart könnte eine Frau 
Oberbürgermeisterin werden, 
die sich gar nicht beworben 
hat. Der Grund: Ein Grüppchen 
internetbegabter Bürger hat 
sich Claudia Grau (47, Foto) 
ausgeguckt und im Netz eine 
Kampagne � r sie gestartet. 

Sie fordern die Wähler auf, Grau nachträglich auf den Stimmzettel 
zu schreiben. Vor der Wahl am Sonntag liegt die Kandidatin wider 
Willen gar nicht schlecht im Rennen. Um ihre Zustimmung gebeten 
wurde sie jedoch nie. Besonders pikant: Der amtierende OB Otmar 
Heirich (SPD) ist ihr Chef. 

JOACHIM HERRMANN
Politik muss auf Bürger hören
NÜRNBERG Bayerns Innenmi-
nister Joachim Herrmann (CSU, 
Foto) will, dass Bürger bei 
Großprojekten � üher beteiligt 
werden. „Anstelle von ‚Wutbür-
gern’ wollen wir ‚Aktivbürger’, 
die sich aktiv in die Planung 
einbringen“, sagte der Minister 
gestern in Nürnberg. Herrmann 
sieht dabei die Städte und 
Gemeinden in der P� icht: Bei 
städtebaulichen Planungen 
und dem Bau von Straßen oder 
Solarparks müssten Bürger 
schon vor den gesetzlich vorgeschriebenen Anhörungsverfahren 
einbezogen werden. „Der Freistaat hat beim Straßenbau mit einer 
� ühen Einbindung der Bürger positive Erfahrungen gemacht“, so 
der Minister stolz.
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Steuerentlastung: 
Zu � üh gratuliert?

Von Tim Kempen

BERLIN/MÜNCHEN Riesen 
Blamage für die schwarz-gelbe 
Koalition! Mit ihrer Ankün-
digung, Steuern ab 2013 zu 
senken, sorgte die Regierung 
gestern für große Verwirrung. 
Der Grund: Finanzminister 
Wolfgang Schäuble (CDU) 
und Wirtschaftsminister Phil-
ipp Rösler (FDP) verkündeten 
in Berlin überraschend eine 
Einigung in der umstrittenen 
Frage und gratulierten sich gut 
gelaunt. 

Ganze acht Minuten spä-
ter – die Pressekonferenz in 
Berlin lief noch! – grätscht 
CSU-Chef Horst Seehofer da-
zwischen. Offenbar war nichts 
mit der CSU abgesprochen 
worden. Bayerns Ministerprä-
sident stinksauer: „So geht es 
nicht, dass man Fakten in der 

Öffentlichkeit schafft, die wir 
dann abnicken sollen. Punkt.“ 
Finanz- und Wirtschaftsmi-
nister hatten angekündigt, die 
Steuern ab 2013 um maximal 
sechs bis sieben Milliarden 
Euro senken zu wollen. Um 
kleine und mittlere Einkom-
men zu entlasten, solle der 
Grundfreibetrag angehoben 
und der Tarifverlauf entspre-
chend geändert werden.

„Es gibt keine Einigung 
mit der CSU zu einer Steuer-
reform, weder zum Volumen 
noch zum Zeitpunkt“, stell-
te Seehofer klar. Man werde 
beim Koalitionstreffen (heute 
in Berlin) über das gesamte Fi-
nanztableau reden. 

„Ein Beschluss der Koalition 
steht noch aus“, räumte dann 
auch Schäuble ein. Auch die 
Länder können die schwarz-
gelben Steuerpläne noch stop-

pen. Denn die müssten auch 
auf Einnahmen verzichten. 
Noch ist nichts sicher.

Ärger droht der Koalition 
auch aus der Opposition: Die 
SPD kritisierte die Pläne als 
eine offensichtliche Aktion 
zur Rettung der FDP. „Die Plä-
ne von Schwarz-Gelb passen 
nicht zu den aktuellen Proble-
men“, sagte SPD-Fraktionsvize 
Joachim Poß. SPD-Fraktions-
geschäftsführer Thomas Op-
permann setzte noch einen 
drauf: „Das ist eine Schulden-
politik, die schon Griechen-
land in die Krise geführt hat.“

Als Beruhigungspille vor 
dem EU-Gipfel sehen die Grü-
nen die angekündigte Steue-
rerleichterung. „Schäuble und 
Rösler pumpen bunt schil-
lernde Steuersenkungs-Luft-
ballons in Milliardenhöhe auf 
– aus denen Seehofer flugs die 

Luft wieder heraus lässt“, pol-
terte Parteichef Cem Özdemir. 
Er fügte an: „In dieser Regie-
rungskoalition weiß die rechte 
Hand offenbar nicht, was die 

linke tut. Das lässt für die Rolle 
der Bundesregierung bei dem 
bevorstehenden entscheiden-
den EU-Gipfel Schlimmstes 
befürchten.“

Weitere acht Milliarden Euro � r 
Pleite-Griechen
Troika gibt grünes Licht � r neue Finanz-Spritze
ATHEN/BRÜSSEL Krawalle 
und Proteste ohne Ende in 
Griechenland: Zehntausende 
belagerten gestern das Parla-
ment in Athen, um ein neues 
Sparprogramm zu stoppen. 
Mindestens 16 Menschen wur-
den verletzt. Finanzminister 
Evangelos Venizelos warnte 
seine Landsleute eindringlich: 
Ohne Sparprogramm gebe 
es für Griechenland „keinen 
neuen Tag, sondern nur noch 
Dunkelheit“.

Die Euroländer und der IWF 
wollen Athen mit einem wei-
teren Not-Kredit noch ein Mal 
über Wasser halten. Acht Mil-
liarden Euro sollen „so schnell 
wie möglich“ überwiesen 
werden. Doch für die dauer-
hafte Rettung Griechenlands 
reichen die bisherigen Sparan-
strengungen und das im Juli 
verabredete neue Hilfspaket 
nicht aus. Das ist die Kernbot-
schaft des Abschlussberichts 
der Troika-Experten von EU-
Kommission, Europäischer 
Zentralbank (EZB) und Inter-
nationalem Währungsfonds 
(IWF).

Steffen Kampeter, Staatsse-
kretär im Bundesfinanzmi-
nisterium, bezeichnete den 
Bericht als „durchwachsen“. 
Niemand könne und dürfe 
dem Land harte Sparmaß-
nahmen ersparen. „Aber man 
muss daran denken, dass es in 
kurzer Frist jahrzehntelange 
Misswirtschaft bekämpft“, so 
Kampeter.

Derweil ringen Deutsch-
land und Frankreich um den 
richtigen Weg aus der euro-
päischen Schuldenkrise: Vor 
dem entscheidenden EU-Gip-
fel am Sonntag gibt es keine 
Einigung, wie der Rettungs-
schirm wirksam verstärkt 
werden kann. Ein kurzfristig 
anberaumtes Krisen-Treffen 
mit Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU), Frankreichs 
Staatschef Nicolas Sarkozy und 
den Spitzen von Europäischer 
Union (EU) und Europäischer 
Zentralbank (EZB) blieb ohne 
greifbaren Erfolg. Sollte der 
Gipfel am Sonntag floppen, 
könnte es einen weiteren ge-
ben – möglicherweise schon 
in der nächsten Woche. tike

Die schwarz-gelben Ideen
Maximal sieben Milliarden 
Euro will sich die Bundesregie-
rung die Steuersenkung kosten 
lassen. Das wären pro Bundes-
bürger knapp 86 Euro. Doch 
der Finanzminister dämp� e 
gleich die Erwartungen: „Die 
Pläne werden nicht zu dra-
matischen Entlastungen bei 
den einzelnen Steuerp� ichti-
gen � hren“, sagte Wolfgang 
Schäuble (CDU).
Geplant ist, den Grund� eibe-
trag von derzeit 8004 Euro 
anzuheben. Eine konkrete Zahl 

wurde hier nicht genannt. Ziel 
der Regierung ist die Bekämp-
� ng der sogenannten kalten 
Progression. Die � hrt bislang 
dazu, dass geringe Lohnstei-
gerungen mit deutlich höhe-
ren Einkommensteuersätzen 
belastet werden. Die Folge ist, 
dass beim Steuerzahler unter 
umständen sogar weniger an-
kommt als vor der Lohnerhö-
hung.
Die Überlegung, auf den „Soli“ 
zu verzichten, ist damit vom 
Tisch – erst einmal!
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Gestern gingen 
Griechen auf die 
Straße, um gegen 
die Sparpläne zu 
protestieren.
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Weitere acht Milliarden Euro � r 

Troika gibt grünes Licht � r neue Finanz-Spritze

Weitere acht Milliarden Euro � r Weitere acht Milliarden Euro � r Weitere acht Milliarden Euro � r 

Sind sich einig: Bundeswirtscha� sminis-
ter Philipp Rösler (li., FDP) und Bundes-
� nanzminister Wolfgang Schäuble (CDU).
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Weiß von nichts und ist 
stinksauer: CSU-Chef 
Horst Seehofer.
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Koalition vermeldet Einigung – 
Seehofer weiß von nichts!




